
Bekanntmachung 
 
Vollzug des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) und des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG); 
Planfeststellungsverfahren mit integrierter Umweltverträglichkeitsprüfung für den Er-
satzneubau der Unterführung des Main-Donau-Kanals (Bauwerk BW 404a) bei Betr.-km 
404,121 im Zuge der BAB A 9 Nürnberg – München im Gebiet der Stadt Hilpoltstein 
 
Die „Die Autobahn GmbH des Bundes“, Niederlassung Nordbayern, hat für das im Betreff ge-
nannte Bauvorhaben die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens beantragt. Für das 
Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
gemäß § 5 UVPG. 
 
Für die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung hat die „Die Autobahn GmbH des 
Bundes“, Niederlassung Nordbayern, folgende Unterlagen vorgelegt: 
 

- Erläuterungsbericht 
- UVP-Bericht (Angaben über die Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 16 UVPG 

zur Umweltverträglichkeitsprüfung) 
- Übersichtskarte 
- Übersichtslageplan 
- Lagepläne 
- Höhenpläne 
- Lageplan Entwässerungsmaßnahmen 
- Systemplan Regenwasserbehandlungsanlage 
- Landschaftspflegerischer Maßnahmenübersichtsplan 
- Landschaftspflegerische Maßnahmenpläne 
- Landschaftspflegerische Maßnahmenblätter 
- Tabellarische Gegenüberstellung von Eingriff und Kompensation 
- Grunderwerbspläne 
- Grunderwerbsverzeichnis 
- Regelungsverzeichnis 
- Unterlage betreffend die Ermittlung der Belastungsklassen der einzelnen Vorhabens-

bestandteile 
- Planblätter mit Straßenquerschnitten 
- Bauwerksübersichtsplan 
- Wassertechnische Untersuchung – Erläuterungsbericht 
- Wassertechnische Untersuchung – Fachbeitrag WRRL (Relevanzprüfung) 
- Landschaftspflegerischer Begleitplan – Textteil 
- Landschaftspflegerische Bestands- und Konfliktpläne 
- Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 
- Dokumentation faunistische Kartierungen. 

 
Gegenstand des Vorhabens ist der Ersatzneubau des Brückenbauwerks BW 404a, mit dem 
die Bundeswasserstraße Main-Donau-Kanal zwischen den Anschlussstellen Allersberg und 
Hilpoltstein unter der A 9 hindurch geführt wird. Das neue Brückenbauwerk kommt an Ort und 
Stelle des schon existierenden zu liegen und besteht wie jenes aus zwei Teilbauwerken. Das 
neue Bauwerk wird anders als das alte nicht als Plattenbalkenbrücke ausgeführt, sondern mit 
einer oben liegenden Bogenkonstruktion. Anders als das bestehende Bauwerk wird das neue 
auch nicht mehr aus drei Brückenfeldern bestehen, sondern nur noch aus einem einzigen mit 
einer Gesamtlänge zwischen den Endauflagern von rund 105 m. 
 
Bestandteil der Vorhabensplanung sind daneben die infolge des Ersatzneubaus notwendigen 
streckenbaulichen Anpassungen an der A 9 beidseits des Bauwerks im Übergangsbereich zu 
den unverändert bleibenden Anschlussstrecken der Autobahn. Die Anpassungsbereiche er-
strecken sich von Bau-km 403+800 bis 404+450 (Richtungsfahrbahn Nürnberg) bzw. Bau-km 
403+850 bis 404+420 (Richtungsfahrbahn München) und damit auf eine Länge von etwa 
650 m bzw. 570 m. 
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Die beiden Richtungsfahrbahnen der A 9 sind nach der Planung im Vorhabensbereich jeweils 
15 m breit, im Brückenbereich beträgt die Breite zwischen den Borden jeweils 15,25 m. Die 
Fahrbahnbreite sowie die Breite zwischen den Borden verändern sich damit gegenüber dem 
heutigen Zustand nicht. Im vom Vorhaben betroffenen Abschnitt der A 9 ist vorgesehen, einen 
lärmarmen Gussasphalt zur Verringerung der Verkehrslärmbelastung einzubauen. 
 
Im Zuge des Vorhabens werden Regenwasserbehandlungsanlagen in Gestalt von Sedimen-
tationsanlagen unterhalb des Brückenbauwerks im Bereich des dortigen Betriebswegs der 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung errichtet, damit das im Bereich von Bau-km 
403+500 bis 404+830 auf der A 9 anfallende Straßenoberflächenwasser erstmals vor seiner 
Ableitung in den Main-Donau-Kanal vorgereinigt wird. 
 
Zur Abwicklung des Verkehrs auf der A 9 während der baulichen Umsetzung des Vorhabens 
sieht die Planung vor, unmittelbar östlich der A 9 zwischen Bau-km 403+640 und 404+610 
eine provisorische Richtungsfahrbahn samt Brückenbauwerk für die Fahrtrichtung Nürnberg 
zu errichten („Seitenlage“). Zu Zwecken der Bauausführung sind daneben mehrere Baustra-
ßen Bestandteil der Vorhabensplanung. Zwei Baustraßen zweigen unweit südlich bzw. nörd-
lich des Main-Donau-Kanals von der Kreisstraße RH 28 ab und nutzen anschließend zu 
großen Teilen die entlang des Main-Donau-Kanals bereits existierenden Betriebswege der 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung bis zum Standort der neuen Brückenwiderlager. 
Eine weitere Baustraße nutzt einen öffentlichen Feld- und Waldweg, der am Ortsrand von Bi-
schofsholz beginnt und von dort in Richtung der A 9 führt. Zwei Baustelleneinrichtungsflächen 
unweit südlich und nördlich des Main-Donau-Kanals östlich der A 9 sind außerdem auch Be-
standteil der Planung. Die Baustraßen und Baustelleneinrichtungsflächen sowie die provisori-
sche Richtungsfahrbahn werden nach Ende der Bauarbeiten wieder zurückgebaut. Soweit 
bereits vorhandene Wege für die Baustraßen genutzt wurden, werden diese wieder in den 
Ausgangszustand zurückversetzt. 
 
Die Überbauten des bestehenden Brückenbauwerks oberhalb des Main-Donau-Kanals wer-
den beim Abbruch des Bauwerks in Segmente zerlegt und mit Hilfe von schwimmenden Pon-
tons über den Main-Donau-Kanal zur Lände Mühlhausen (Gemeinde Mühlhausen, Landkreis 
Neumarkt i. d. Opf.) abtransportiert, wo die Überbauten zerkleinert und dann mit Lkw zur Ent-
sorgung abtransportiert werden. Im Übrigen werden die Brückenüberbauten im Baustellenbe-
reich zerkleinert und nachfolgend mit Lkw wegtransportiert. 
 
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Kompensationsmaßnah-
men werden Grundstücke in den Gemarkungen Pierheim (Stadt Hilpoltstein, Landkreis Roth) 
und Bronnamberg (Stadt Zirndorf, Landkreis Fürth) beansprucht. 
 
Die Auslegung der Planunterlagen (Zeichnungen und Erläuterungen) der „Die Autobahn 
GmbH des Bundes“, Niederlassung Nordbayern, (einschließlich der schon genannten Unter-
lagen) zur allgemeinen Einsicht soll nach seit Ende 2023 geltender Rechtslage gemäß § 17a 
Abs. 3 Satz 1 FStrG durch eine Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet erfolgen. Die 
Unterlagen stehen in der Zeit vom 
 

23.06.2025 bis 22.07.2025 
 
im Internetauftritt der Regierung von Mittelfranken (www.regierung.mittelfranken.bayern.de) 
unter „Service“ > „Planfeststellung“ > „Planfeststellungsunterlagen“ > „Straßenrechtliche Plan-
feststellungsverfahren“ zum Abruf bereit. Ferner sind die genannten Unterlagen über das zent-
rale Internetportal gemäß § 20 UVPG (https://www.uvp-verbund.de) zugänglich. Auf Verlangen 
eines Beteiligten gegenüber der Regierung von Mittelfranken während der genannten Frist 
wird ihm außerdem eine leicht zu erreichende anderweitige Zugangsmöglichkeit zu den Plan-
unterlagen zur Verfügung gestellt werden, um Personen, die keinen bzw. keinen ausreichen-
den Zugang zum Internet haben, eine Kenntnisnahme der auszulegenden Unterlagen zu 

http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/
https://www.uvp-verbund.de/
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ermöglichen. Das Verlangen ist unter Angabe der vollständigen Kontaktdaten an die Regie-
rung von Mittelfranken schriftlich, per E-Mail oder telefonisch zu richten (Regierung von Mittel-
franken, Sachgebiet 32, Promenade 27, 91522 Ansbach, planfeststellung@reg-mfr.bayern.de, 
Tel.: 0981/53-1538). 
 
1. Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt werden, kann bis spätestens einen 

Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 22.08.2025, Einwendungen gegen 
den Plan erheben. 
 
Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt 
sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach 
Art. 74 BayVwVfG einzulegen, können bis zum Ablauf der genannten Frist zu dem Plan 
Stellung nehmen. 
 
Die Einwendungen und Stellungnahmen sind schriftlich oder elektronisch bei der Regierung 
von Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach, zu erheben bzw. abzugeben. Bei elekt-
ronischer Erhebung/Abgabe ist das Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Sig-
natur zu versehen und unter der Adresse poststelle@reg-mfr.bayern.de vorzubringen. 
Einwendungen oder Stellungnahmen mit „einfacher“ E-Mail ohne qualifizierte elekt-
ronische Signatur sind nicht zulässig. Alternativ können auch über das „Sichere Kon-
taktformular“ (https://formularserver-bp.bayern.de/sichererKontakt?caller=52664898381) 
aus dem Bayerischen Portalverbund (Authentisierung mit BayernID) sowie unter Nutzung 
eines besonderen elektronischen Anwaltspostfachs (beA) oder eines besonderen elektro-
nischen Behördenpostfachs (beBPo) bei der Regierung von Mittelfranken Einwendungen 
erhoben bzw. Stellungnahmen abgegeben werden. Andere Formen der elektronischen 
Kommunikation sind nicht zugelassen. Auch die Abgabe der Einwendungen und Stellung-
nahmen zur Niederschrift bei der Regierung von Mittelfranken ist ausgeschlossen. 
 
Die Einwendungen bzw. Stellungnahmen müssen den geltend gemachten Belang und das 
Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 
 
Nach Ablauf der genannten Einwendungsfrist sind alle Einwendungen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen, für das Verwaltungsverfahren ausgeschlossen (§ 21 
Abs. 4 UVPG). Dies gilt auch für Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftenlisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Ein-
gaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, 
Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen, soweit er nicht 
von ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine natürliche Person 
sein. Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 
 

2. Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen, die auf Grund 
einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der 
Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach Art. 74 BayVwVfG einzulegen, 
von der Auslegung des Plans. 

 
3. Die Regierung von Mittelfranken kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen Stel-

lungnahmen und Einwendungen verzichten (§ 17a Abs. 5 Satz 1 FStrG). 
 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird er zuvor ortsüblich bekannt gemacht werden. Ferner 
werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben bzw. eine Stellungnahme abge-
geben haben – bei gleichförmigen Einwendungen deren Vertreter oder Bevollmächtigte –, 
von dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzuneh-
men, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
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Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Regierung von Mittelfran-
ken zu geben ist. 
 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 
werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 
 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellung-
nahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet. 
 

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach 
zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt. 
 

6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfah-
rens durch die Regierung von Mittelfranken entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an diejenigen, die Einwendungen erhoben bzw. eine Stellung-
nahme abgegeben haben, kann dadurch erfolgen, dass die Entscheidung mit einer Rechts-
behelfsbelehrung und dem festgestellten Plan für zwei Wochen auf der Internetseite der 
Regierung von Mittelfranken (www.regierung.mittelfranken.bayern.de) unter „Service“ > 
„Planfeststellung“ > „Planfeststellungsbeschlüsse“ > „Straßenrechtliche Planfeststellungs-
beschlüsse“ veröffentlicht wird. 
 

7. Vom Beginn der Veröffentlichung des Plans im Internet treten die Anbaubeschränkungen 
nach § 9 FStrG und die Veränderungssperre nach § 9a FStrG in Kraft. Darüber hinaus steht 
ab diesem Zeitpunkt dem Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan 
betroffenen Flächen zu (§ 9a Abs. 6 FStrG). 
 

8. Da für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, wird darauf hin-
gewiesen, dass 
 
– die für das Verfahren und für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens 

zuständige Behörde die Regierung von Mittelfranken ist, 
– über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden wer-

den wird, 
– mit den ausgelegten Planunterlagen ein UVP-Bericht nach § 16 UVPG vorgelegt wurde, 
– über die Planunterlagen hinaus keine entscheidungserheblichen Berichte und Empfeh-

lungen der Behörde vorliegen und 
– die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der Öffentlich-

keit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß § 18 UVPG ist. 
 

9. Es wird darauf hingewiesen, dass das die „Die Autobahn GmbH des Bundes“, Niederlas-
sung Nordbayern, nach § 17 Abs. 2 FStrG die Möglichkeit hat, eine vorläufige Anordnung 
zu beantragen, in der vorbereitende Maßnahmen oder Teilmaßnahmen zum Bau oder zur 
Änderung festgesetzt werden. 
 

10. Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO): 
Auf Grund der seit dem 25.05.2018 anwendbaren DSGVO wird darauf hingewiesen, dass 
im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit im o. g. Planfeststellungsverfahren die erho-
benen Einwendungen und darin mitgeteilten personenbezogenen Daten ausschließlich für 
das Planfeststellungsverfahren von der Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde (Regie-
rung von Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach, poststelle@reg-mfr.bayern.de; ört-
liche Datenschutzbeauftragte: Behördliche Datenschutzbeauftragte der Regierung von 

http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/
mailto:poststelle@reg-mfr.bayern.de
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Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach, datenschutzbeauftragte@reg-mfr.bay-
ern.de) erhoben, gespeichert und verarbeitet werden. Die persönlichen Daten werden be-
nötigt, um die Betroffenheit beurteilen zu können. Sie werden so lange gespeichert, wie 
dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung er-
forderlich ist. Die Daten können an den Vorhabenträger und seine beauftragten Büros zur 
Auswertung der Stellungnahmen und Einwendungen weitergegeben werden. Insoweit han-
delt es sich um eine erforderliche und somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer recht-
lichen Verpflichtung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c, e, Abs. 3 Satz 1 Buchst. b DSGVO, 
Art. 4 Bayerisches Datenschutzgesetz (BayDSG) i. V. m. Art. 73, 75 BayVwVfG. Weitere 
Informationen finden Sie unter https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/daten-
schutz/index.html. 
 
 
Dr. Engelhardt-Blum 
Regierungspräsidentin 
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